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Das müssen 
Eine Reihe wichtiger Änderungen im Strassenverkehijäg&Öätz kommen auf uns zu 
Auf 1. Januar 1960 wurde das heute 
gültige Strassenverkehrsgesetz in 
Kraft gesetzt. In den Jahren 1963 
und 1972 sind zwei Abänderungen 
des Gesetzes in Kraft getreten. 
Durch die nun vorliegende Ge­
setzesvorlage soll erstmals eine 
umfassendere Revision erfolgen. 
Der Ausbau des Tourismus und das 
starke Aufkommen des Güter­
verkehrs auf der Strasse legen eine 
vermehrte Anpassung der Stras-
senverkehrsgesetzgebung in Euro­
pa. Dank der bisherigen Koordina-
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tionsbestrebungen der europäi­
schen Länder sind in der Angleir 
chung der Verkehrsvorschriften in 
den vergangenen Jahren grosse 
Fortschritte erzielt worden. Der 
Landtag wird sich in der nächsten 
Sitzung mit der Revision befassen. 
Die wichtigsten Bestimmungen 
Durch die Gesetzesrevision werden 
verschiedene Bestimmungen klarer 
gefasst. Zum Teil sind Bestimmun­
gen in unserem Land nur  von unter­
geordneter Bedeutung, weil sie sich 
auf Autobahnen und -strassen oder 
auf städtische Verkehrsverhältnisse 
beziehen. Im folgenden sollen nur  
jene Artikel der  Gesetzesänderung 
erläutert werden, welche im liech­
tensteinischen Verkehrswesen von 
grösserer Bedeutung sein werden. 

Ueberprüfung der Fahrtüchtigkeit 
Jeder  Arzt kanh  Personen, 'weicht  
sich wegön Krankheiten, Gebre­
chen oder Süchten zur Führufitf 
eines Fahrzeuges nicht oder nicht 
mehr eigenen, der  Motorfahrzeug­
kontrolle, dem Sicherheitskorps 
oder der Regierung melden. 

Strengere Fahrschulpraxis 
Der Begleiter eines Fahrschülers 
muss statt wie bisher nur  seit einem 
Jahr  seit wenigstens drei Jahren  im 
Besitze des entsprechenden Führer­
ausweises stehen. 

Die Regierung regelt die Ausbil­
dung der Motorfahrzeugführer. Der 
Fahrschüler ist verpflichtet, sich in  
einer bestimmten Anzahl von der  
Regierung vorgeschriebenen Stun­
den durch einen anerkannten 

Fahrlehrer ausbilden zu lassen. 
Eine Ausbildung in erster Hilfe 
kann dem Fahrschüler von der Re­
gierung vorgeschrieben werden. 
Die Regierung kann  die Höchsttari­
fe für Fahrstunden festsetzen. 

Die Regierung kann . zusätzliche 
Vorschriften über  die Weiterbil­
dung der MotorfahrzGugführer er­
lassen. 

Missbrauch eines Fahrzeuges 
Der Führerausweis muss zwingend 
entzogen werden, wenn ein Motor­
fahrzeugführer sein Gefährt zur Be­
gehung eines Verbrechens oder 
wiederholter Vergehen verwendet 
hat. 

Geschwindigkeitsbeschränkungen 
Die Regierung beschränkt die Ge­
schwindigkeit für Motorfahrzeuge 
grundsätzlich auf, allen Strassen. 
Damit ist die Regierung beauftragt, 
die Höchstgeschwindigkeit auch 
auf Ausserortsstrecken den Ver­
hältnissen angepasst ifestzulegen. Es 
wird nun darauf verzichtet, für In­
nerortstrecken eine für den  
Normalfall gültige Höchstgeschwin­
digkeit im Gesetz festzusetzen. 

Radfahrer im «Gänsemarsch» ;i 
Bisher galt als Grundsatz dass 
nicht mehr als zwei Radfahrer ne­
beneinander fahren durften; wo die 
Verkehrsverhältnisse es erforder­
ten, mussten die Radfahrer hinter­
einander fahren. Durch die Ge­
setzesänderung wird vorgeschrie­
ben, dass Radfahrer grundsätzlich 
hintereinander fahren müssen, e s  

sei denn, die Regierung mache für 
bestimmte Strecken Ausnahmen. 
Was heisst «angetrunken» 
Der Begriff «Angetrunkenheit» 
wurde bisher im Strassenverkehrs­
gesetz verwendet, ohne dass e r  im 
Gesetz selber umschrieben war.  
Durch die Gesetzesänderung wird 
die Regierung beauftragt, festzule­
gen, bei welcher Blutalkoholkon­
zentration Angetrunkenheit im 
Sinne des Gesetzes anzunehmen ist. 
Andere Beweismittel zur Untersu­
chung der Fahrtauglichkeit bei 
Anzeichen von Angetrunkenheit 
bleiben vorbehalten. 
Störung von Radarkontrollen 
Die Re'gierung kann den Handel, 
die Herstellung und den Gebrauch 
von Geräten und Vorrichtungen 
verbieten, welche die behördliche 
Kontrolle des Strassenverkehrs, w i e  
RädarkontroHen usw. stören, er­
schweren oder verunmöglichen. 
Versicherungsfragen 
Mehrere Bestimmungen betreffen 
die Versicherung der  Motorfahr­
zeugführer. Als wichtigste Neue­
rungen seien hervorgehoben: 
6 Verursachen mehrere Motor-
fahrzeugfUhrer einen Unfall, so  
wird ihnen der Schaden nach Mass­
gabe des Verschuldens auferlegt. 

Bisher galt die Regelung, dass 
grundsätzlich alle Beteiligten d e n  
Schaden zu gleichen Teilen zu tra­
gen hatten, es sei denn, dass sich 
aufgrund des Verschuldens eine 
andere Schadentragung rechtfer­
tigte. 

Schritt vorwärts 
Partnerschaftliche Lösung zwischen Land und Gemeinden 
Mit Optimismus beurteilt der Vadu­
zer Bürgermeister Hilmar Ospelt 
die Bemühungen der Regierung und 
der Gemeinden Schaan und Vaduz, 
das Projekt für ein Landesspital mit 
Standort Schaan in absehbarer Zu­
kunft einer Realisierung zuzufüh­
ren, die allen Interessen, vorab 
aber dem allgemeinen. Interesse 
einer weiteren Verbesserung der 
medizinischen Versorgung im 
Lande selbst, entgegenkommt. 

So sieht das «Denkmodell» für die 
schrittweise- Verwirklichung des  
Landesspitals aus: die Gemeinde 
Vaduz erklärt sich grundsätzlich 
bereit, einen beträchtlichen Teil 
des Spitalbaufonds aus dem Nach-
lass Bauer (heutiger Stand: rund 7 
Millionen Franken), als lang­
fristiges Darlehen in den Neubau 
des Landesspitals mit Standort in 
Schaan einzüschiessen. Im Gegen­
zug verpachtet die Gemeinde 
Schaan im Rahmen eines ebenfalls 
langfristigen Vertrages den in ihrem 
Besitz befindlichen Teil des Haber­
feldes an die Gemeinde Vaduz. Ein 
solcher Pachtvertrag würde e s  de r  
Gemeinde Vaduz erlauben, die be­

stehende Erholungszone im Haber­
feld weiter auszudehnen. 

Erste Gespräche .m 
Wie Bürgermeister Ospelt im Rah­
men einer Pressekonferenz gestern 
Dienstagvormittag bestätigte, ha­
ben bereits Gespräche innerhalb 
der Gemeindevertretungen Vaduz 
und Schaan stattgefunden, wobei 
das von ihm aufgezeigte Denkmo­
dell entstanden und als gangbare 
Lösung aufgezeigt worden sei. 

Ein wesentlicher Schritt vorwärts 
Damit dürfte man der  Realisierung 
des Landesspitals im Rahmen einer 
partnerschaftlichen Lösung zwi­
schen dem Land und den Gemein­
den Schaan und Vaduz einen we­
sentlichen Schritt näher  gekommen 
sein. Ueber diese Entwicklung 
werden sich naturgemäss nicht nu r  
die Einwohner der  Gemeinden 
Vaduz und Schaan, sondern alle 
Liechtensteiner freuen, die a n  einer 
Verbesserung der medizinischen 
Versorgung auch innerhalb unseres 
Landes seit langem interessiert 
sind. 

Einigung im Interesse 
beider Gemeinden 
Da die Erweiterungsmöglichkeiten 
des bestehenden Vaduzer Kran­
kenhauses vom Standort und v o n  
der Konzeption her  äusserst be­
grenzt sind, erscheint es wesentlich 
sinnvoller, wenn die vorhandenen, 
zweckgebundenen Mittel aus dem 
Bauer-Fonds von der Gemeinde 
Vaduz in den projektierten Spital­
neubau oberhalb von Schaan inve­
stiert werden. Beim Zustandekom­
men des Pachtvertrages betreffend 
das Haberfeld, kann die Residenz 
die heutige Erholungszone un­
mittelbar am Rande des Wohnge­
bietes wesentlich erweitern und 
auch diese Fläche längerfristig 
einem Nutzen zuführen, von dem 
die Oeffentlichkeit profitiert. Auf 
der anderen Seite trägt die Bereit­
stellung eines beträchtlichen Teils 
der im Vaduzer Spitalbaufonds vor­
handenen Geldmittel entscheidend 
dazu bei, dass das Projekt Landes­
spital in Schaan schnell und zielbe-
wusst verwirklicht werden kann, 
und zwar auf einem Standort, der in 
jeder Hinsicht entwicklungsfähig 
ist. 

9 Von der Haftpflichtversicherung 
ausgeschlossen werden dürfen nur 
noch Sachschäden des Ehegatten 
des Halters, der Verwandten in auf-
und absteigender Linie, sowie der 
im gleichen Haushalt lebenden Ge­
schwister. Bisher konnten auch Per­
sonenschäden ausgeschlossen wer­
den. ' . 
f )  Bisher waren die Mindestbeiträ­
ge, die als Ersatzansprüche von Ge­
schädigten aus Personen- und Sach­
schäden von der Haftpflichtversir 
cherung gedeckt sein mussten, in 
Franken im Gesetz festgelegt. Die 
Regierung erhält durch die Ge­
setzesänderung den Auftrag, diese 
Mindestbeträge festzusetzen. 
% W e r  ein Motorfahrzeuggewerbe 
betreibt, hat für die eigenen und die 
ihm übergebenen Motorfahrzeuge 
eine Haftpflichtversicherung abzu-
schliessen. Bisher waren die vom 
Kunden übergebenen Motorfahr­
zeuge durch die Halterversicherung 
auch für den Garagisten versichert. 
Keine Urteils-Veröffentlichungen 
mehr! 
Nach den bisherigen Bestimmungen 
musste das Gericht ein Strafurteil 
veröffentlichen, wenn der Verur­
teilte eine besondere Rücksichts­
losigkeit an den Tag gelegt oder 
wenn e r  innert fünf Jahren  mehr als 
einmal wegen Fahrens in angetrun­
kenem Zustand bestraft worden 
war.  

FBP-Delegierten-
versammiung In Vaduz: 

JA 
zum Volksbegehren 

Weil die Aufnahme e iner  e r ­
gänzenden Mehrheitsklausel 
in die Verfassung gewährlei­
stet, d a s s  d e r  Wille d e s  
Stimmbürgers in jedem Falle 
respektiert wird und nicht 
durch ein mangelhaftes 
Wahlrecht verfälscht werden 
könnte, unterstützt die FBP-
Ortsgruppe Vaduz d a s  Volks­
begehren.  An d e r  Delegier­
tenversammlung vom Mon­
tagabend haben  desha lb  die  
Delegierten d e r  FBP-Orts-
gruppe Vaduz den  einstimmi­
gen  Beschluss gefasst,  d e n  
Stimmbürgern für die  Volks­
abstimmung vom 28. und 
30. November ein klares J A  
zu empfehlen. Die Delegier­
ten unterstützen d a s  Ziel d e s  
Volksbegehrens*. we lches  
nichts ande re s  will, a ls  d a s s  
die Mehrheit d e r  Stimmbür­
g e r  . auch  -wirklich d i e  
Mehrheit im Landtag stellt, 
d a s s  mehr als 50 Prozent d e r  
Stimmen auch  mehr  a ls  50 
Prozent d e r  Mandate zu r  
Folge haben,  und zwar  o h n e  
am bisherigen Kräfteverhält­
nis zwischen Ober- und Un­
terland a m  geringsten zu  
rütteln. 
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